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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen und des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

A)  Problem 

Eine Reihe bildungspolitischer Fragen bzw. Probleme bedürfen der schul-
rechtlichen Umsetzung bzw. Lösung durch den Gesetzgeber. Des Weite-
ren sind einige Folgeänderungen und Klarstellungen in den bestehenden 
Regelungen sowie redaktionelle Anpassungen erforderlich.  

Die großen Eckpunkte sind Folgende: 

─ Nach bisheriger Rechtslage können offene Ganztagsangebote aus-
schließlich an Mittelschulen, Realschulen, Wirtschaftsschulen und 
Gymnasien sowie an der Mittelschulstufe von Sonderpädagogischen 
Förderzentren und Förderzentren (Förderschwerpunkt Lernen) einge-
richtet werden. Nur an sonstigen Förderzentren mit Ausnahme des 
Förderschwerpunkts geistige Entwicklung, an sonstigen allgemein bil-
denden Schulen zur sonderpädagogischen Förderung sowie an Wirt-
schaftsschulen zur sonderpädagogischen Förderung können offene 
Ganztagsangebote ergänzend zu Maßnahmen in Einrichtungen der 
Jugend- bzw. Eingliederungshilfe eingerichtet werden, wobei „ergän-
zend“ im Verwaltungsvollzug nicht als Kooperationsmodell aufgefasst 
wird, sondern als Ergänzung des vor Ort bestehenden Angebots-
spektrums.  

─ Weitere inklusive ganztägige Bildungs- und Betreuungsangebote für 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
sind nicht vorgesehen. Es fehlt eine Regelung, wonach Leistungen 
der Eingliederungshilfe mit schulischen Ganztagsangeboten im Sinne 
eines kooperativen Modells verknüpft werden können. 

─ Mit Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. Juli 2015 (Az. 6 C 
35.14) wurde rechtskräftig festgestellt, dass die Gewährung von No-
tenschutz ebenso wie eine diesbezügliche Dokumentation im Zeugnis 
einer normativen Grundlage bedarf (BVerwG a.a.O., RZ 7). Diese 
existiert bislang nicht. 

─ Schulverbünde gibt es bislang nur im Bereich der Mittelschule. Schul-
verbünde haben eine Verbundkoordinatorin oder einen Verbundkoor-
dinator. Im Bereich der Grundschule ist es derzeit rechtlich nicht mög-
lich, Grundschulverbünde zu bilden, wenn dies vor Ort gewünscht ist.  

─ Teilweise sind Regelungen im Gesetz enthalten, die keine Bedeutung 
mehr haben, nicht zwingend vom Normgeber zu regeln sind oder 
strukturell an anderer Stelle besser auffindbar wären. Zudem sind 
durch zahlreiche Änderungen mittlerweile schwer lesbare und an-
wendbare Vorschriften entstanden, die im Vollzug zu Fehleranfällig-
keiten führen. 
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B)  Lösung 

─ Es wird die Möglichkeit der Einrichtung eines offenen Ganztagsange-
bots auch in den Jahrgangsstufen 1 bis 4 (Grundschulen und Grund-
schulstufe von Förderschulen aller Art) sowie an der Mittelschulstufe 
des Förderschwerpunkts geistige Entwicklung gesetzlich verankert. 

─ Ebenso wird gesetzlich normiert, dass bei Schülerinnen und Schülern 
mit körperlich-motorischen Beeinträchtigungen, Beeinträchtigungen 
beim Sprechen, Sinnesschädigungen, Autismus oder einer Lese- 
bzw. oder Rechtschreibstörung, Notenschutz entsprechend dem Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. Juli 2015 (Az. 6 C 35.14) 
gewährt werden kann. 

─ Für den Bereich der Grundschulen wird die Möglichkeit geschaffen, 
Grundschulverbünde einzurichten, wenn dies vor Ort gewünscht ist. 
Dies ist ein Beitrag zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
und schulischen Eigenverantwortung und führt die guten Erfahrungen 
aus dem Bereich der Mittelschulverbünde fort. 

─ Das Gesetz wird beginnend mit dem Siebten Teil sowie dem Ab-
schnitt XIV des Zweiten Teils betreffend die Vorschriften zu den Ord-
nungsmaßnahmen strukturell und redaktionell grundlegend überarbei-
tet. Es handelt sich hier um für Anwender wichtige Vorschriften, die 
leichter vollziehbar und leserlicher gestaltet werden. Dies dient der 
Verwaltungsvereinfachung und Anwenderfreundlichkeit. 

Weitere Begründungen finden sich bei den jeweiligen Vorschriften. 

 

C)  Alternativen 

Keine 

─ Die wesentlichen Regelungen zu schulischen Ganztagsangeboten 
waren schon bisher gesetzlich normiert. Daher sind auch die ein-
schneidenden Änderungen an den bisherigen Strukturen, die im 
Rahmen des „Ganztagsgipfels“ am 24. März 2015 vereinbart wurden, 
gesetzlich zu normieren. Eine untergesetzliche Regelung wäre ein 
Systembruch und würde zu Irritationen führen. 

─ Wird auf die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage verzichtet, kann 
kein Notenschutz mehr gewährt werden (s. BVerwG a.a.O). Dies wi-
derspräche dem Gedanken  der Förderung der grundrechtlich ge-
schützten schulischen und beruflichen Entfaltungs- und Betätigungs-
möglichkeiten von Schülern mit Behinderung. 

 

D)  Kosten 

I. Kosten für den Staat: 

 Die Ausweitung der Ganztagsangebote führt für sich genommen 1.
nicht zu Kosten für den Staat. Es wird hierdurch lediglich eine ge-
setzliche Grundlage für die Berücksichtigung im Grundschulbe-
reich und weiterer Förderschwerpunkte im Rahmen der Ausbau-
möglichkeiten für Ganztagsschulen geschaffen. Der Ausbau bzw. 
die Einrichtung von Ganztagsangeboten wird weiterhin unter 
Haushaltsvorbehalt stehen und an das jeweils von der Staatsre-
gierung zu beschließende und vom Haushaltsgesetzgeber zu 
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verabschiedende Ausbaukonzept gebunden sein. Eine gesetzli-
che Pflicht zur Einrichtung von Ganztagschulangeboten wird we-
der für den Staat noch für die kommunalen und privaten Schulträ-
ger begründet.  

Für das Schuljahr 2016/2017 ist derzeit ein Ausbau im finanziellen 
Rahmen von ca. 1.000 offenen Ganztagsgruppen im Grundschul-
bereich vorgesehen. Die notwendigen Mittel stehen im Haushalt 
zur Verfügung. 

Die Gesamtsumme der Kosten, die sich mittelbar durch die Ge-
setzesänderung ergeben kann, hängt von der pro Schuljahr ge-
nehmigten Anzahl von Gruppen ab. Pro Gruppe und Schuljahr 
wird vom Freistaat Bayern eine schulart- und angebotsabhängige 
Förderung zwischen 5.000 Euro und 10.000 Euro (offene Ganz-
tags-Kurzgruppen) bzw. 29.200 Euro und 37.600 Euro (offene 
Ganztagsgruppen bis 16.00 Uhr) gewährt.

 
Der weitere Ausbau 

wird Gegenstand künftiger Haushaltsverhandlungen sein. 

Im Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“ ist nicht von einer 
umfangreichen Einrichtung von Ganztagsklassen auszugehen, da 
für Eltern geistig behinderter Kinder der Individualanspruch auf 
Leistungen der Eingliederungshilfe – also in der Regel Förderung 
in einer Heilpädagogischen Tagesstätte – stets vorrangig gewählt 
werden wird. Gebundene Ganztagsklassen für Schülerinnen und 
Schüler im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung sind insbe-
sondere für inklusiv ausgerichtete Angebote gedacht, die im Rah-
men des Partnerklassenkonzepts mit einer gebundenen Ganz-
tagsklasse an der allgemeinen Schule gemeinsamen Unterricht 
und gemeinsames Schulleben verwirklichen. Die Gesamtkosten 
sind auch hier abhängig von der pro Schuljahr genehmigten An-
zahl an Ganztagsklassen. Pro Klasse und Schuljahr erhalten 
staatliche Schulen zwölf zusätzliche Lehrerwochenstunden sowie 
Mittel zwischen 6.100 Euro und 10.600 Euro. Gebundene Ganz-
tagsangebote an kommunalen Schulen und Schulen in freier Trä-
gerschaft erhalten zur Abdeckung des zusätzlichen Personalauf-
wands eine Zuwendung zwischen 27.600 Euro und 32.100 Euro. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Genehmigungen 
zur Einrichtung von gebundenen Ganztagsklassen an Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung im Rahmen des bis-
lang vorgesehenen Ausbaukontingents für gebundene Ganztags-
klassen an Förderschulen erfolgen. Eine Festsetzung der Ge-
samtkontingente zum Ausbau des gebundenen Ganztags ist 
ebenfalls Gegenstand der jeweiligen Haushaltsverhandlungen. 

Die Kooperation von schulischen Ganztagsangeboten und Ein-
gliederungshilfe wird durch den veranschlagten Mittelbedarf für 
den Ausbau schulischer Ganztagsangebote abgedeckt und verur-
sacht darüber hinaus keine Mehrkosten im staatlichen Bereich, da 
ein reguläres schulisches Ganztagsangebot durch die vom Bezirk 
finanzierte Leistung der Eingliederungshilfe aufgewertet wird.  

 Durch die Errichtung eines Grundschulverbunds ändert sich 2.
nichts an den gesetzlichen Aufgaben des Schulaufwandsträgers 
einer Grundschule. Je nach Größe und Ausgestaltung eines 
Grundschulverbundes ist es nicht ausgeschlossen, dass im Ein-
zelfall eine Verpflichtung des Schulaufwandsträgers entstehen 
kann, Schülerinnen und Schüler auf dem Schulweg zu befördern. 
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Dem Schulaufwandsträger können dadurch Kosten entstehen; der 
Freistaat Bayern gewährt für die notwendige Schülerbeförderung 
Finanzhilfen nach Maßgabe des Finanzausgleichsgesetzes (Art. 5 
Abs. 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG)). 
Allgemein gilt, dass Grundschulverbünde unter Beachtung des 
Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung vor Ort entwickelt 
werden und die Sprengel als Einzugsbereiche der Grundschulen 
erhalten bleiben (vgl. Art. 8 Abs. 2 BaySchFG). Gegebenenfalls 
könnten Grundschulverbünde z.B. für Gemeinden in Betracht 
kommen, wenn zwei oder drei rechtlich selbstständige Grund-
schulen im Gemeindegebiet bestehen und die Gemeinde ihre 
Gemeinde- und Sprengelgrenzen harmonisieren möchte oder 
wenn benachbarte Gemeinden im Grundschulbereich z.B. wegen 
rückläufiger Schülerzahlen enger zusammenarbeiten möchten. 
Mit Grundschulverbünden können passgenaue schulorganisatori-
sche Lösungen vor Ort gefunden werden, wenn dies gewünscht 
ist. Anders als bei der Weiterentwicklung der Hauptschule zur Mit-
telschule ist nicht davon auszugehen, dass bayernweit Grund-
schulverbünde gebildet werden und die Sprengel von Grund-
schulverbünden die flächenmäßige Größe von Sprengeln von Mit-
telschulverbünden erreichen. Vor diesem Hintergrund sind keine 
nennenswerten Kostenfolgen für den Freistaat Bayern zu erwar-
ten. 

Die übrigen Änderungen verursachen keine Kosten. 

 

II. Kosten für die Kommunen 

1. Ganztagsangebote 

Es gilt das unter Nummer I. Ausgeführte.   
Die Einrichtung schulischer Ganztagsangebote findet, wie bisher, 
nach Abstimmung und auf Antrag des Schul(aufwands)trägers 
statt. Dieser verpflichtet sich hierbei, eine Mitfinanzierungspau-
schale von künftig 5.500 Euro pro Ganztagsklasse bzw. Ganz-
tagsgruppe bis 16 Uhr sowie die Kosten für den zusätzlichen 
Sachaufwand zu übernehmen. Anfallende Mehrkosten für die 
Kommunen sind demnach vom eigenen Antragsverhalten abhän-
gig. 

2. Grundschulverbund 

Es gilt das zu Nummer I Ausgeführte.   
Zudem ist zu beachten, dass es in der Entscheidungsfreiheit der 
Kommunen selbst liegt, neue Grundschulverbünde einzuführen. 
Die übrigen Änderungen verursachen keine Kosten 

Das Konnexitätsprinzip (Art. 83 Abs. 3 der Bayerischen Verfassung – 
BV) ist nicht berührt; den Sachaufwandsträgern (Kommunen) wird 
durch dieses Gesetz keine Verpflichtung nach Art. 83 Abs. 3, 6 BV 
auferlegt bzw. es entstehen ihnen durch die Einführung der geplanten 
Maßnahmen keine Mehrkosten. 

 

III. Kosten für die Wirtschaft und den Bürger 

Es entstehen keine Kosten.  
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Gesetzentwurf  

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Baye-
rischen Schulfinanzierungsgesetzes 

 

§ 1 
Änderung des Bayerischen Gesetzes  

über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtwesen (BayEUG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, 
BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch Art. 9a Abs. 18 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 Dem Ersten Teil wird folgende Angabe ange-a)
fügt: 

„Art. 5a  Besondere Bestimmungen“. 

 Die Angaben zum Zweiten Teil Abschnitt II b)
werden wie folgt geändert:  

aa) Nach Unterabschnitt c wird folgender Un-
terabschnitt d eingefügt: 

„d) Staatsinstitute 

Art. 24a Staatsinstitute für die Ausbildung 
von Fachlehrern und Förderleh-
rern“. 

bb) Der bisherige Unterabschnitt d wird Unter-
abschnitt e. 

 Die Angaben zum Zweiten Teil Abschnitt XIV c)
werden wie folgt gefasst: 

„Abschnitt XIV 

Erziehungs-, Ordnungs-  
und Sicherungsmaßnahmen 

Art. 86 Erziehungsmaßnahmen, Ordnungs-
maßnahmen 

Art. 87 Sicherungsmaßnahmen 

Art. 88 Zuständigkeit und Verfahren 

Art. 88a Wiederzulassung“. 

 Die Angaben zum Siebten Teil werden wie d)
folgt gefasst: 

„Siebter Teil 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 121  Übergangsvorschriften 

Art. 122 Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten, elektronische Verwaltungsinfra-
strukturen 

Art. 123 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 

2. Dem Art. 5 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Art. 5 gilt nicht für angezeigte Ergänzungs-
schulen und für private Berufsfachschulen nach 
Art. 92 Abs. 7, es sei denn, sie werden von Schü-
lerinnen und Schülern besucht, die noch der Voll-
zeitschulpflicht unterliegen.“ 

3. Nach Art. 5 wird folgender Art. 5a eingefügt: 

„Art. 5a 
Besondere Bestimmungen 

(1) Unberührt bleiben die Bestimmungen auf 
Grund von Staatsverträgen, insbesondere die 
Bestimmungen des Konkordats zwischen seiner 
Heiligkeit Papst Pius XI. und dem Staate Bayern 
und des Vertrags zwischen dem Bayerischen 
Staate und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern rechts des Rheins. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. öffentliche Schulen und Lehrgänge, die der 
Aus- und Weiterbildung der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes und der im Vorberei-
tungsdienst befindlichen Personen dienen, 

2. Einrichtungen, die errichtet oder betrieben 
werden 

 auf Grund der Vorschriften der Hand-a)
werksordnung von Handwerksinnungen, 
Innungsverbänden, Kreishandwerkerschaf-
ten und Handwerkskammern, 

 auf Grund der Vorschriften des Gesetzes b)
zur vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern, 

 von juristischen Personen des öffentlichen c)
Rechts, politischen Parteien, Gewerkschaf-
ten, berufsständischen oder genossen-
schaftlichen Vereinigungen und Organisa-
tionen für ihre Bediensteten oder Mitglieder 
über 18 Jahre und ohne die Absicht, Ge-
winne zu erzielen, 

es sei denn, dass sie öffentliche Schulen er-
setzen, 

 berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen im 3.
Sinne des Dritten Kapitels Dritter Abschnitt 
Zweiter und Dritter Unterabschnitt sowie Sieb-
ter Abschnitt des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch, es sei denn, es handelt sich um eine Er-
satzschule nach Art. 91. 
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(3) Für Veranstaltungen, die auf Grund des 
Gesetzes zur Förderung der Erwachsenenbildung 
förderungsfähig sind, gilt lediglich Art. 122 Abs. 3.“ 

4. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

 In Abs. 2 Nr. 1 Buchst. e Doppelbuchst. cc a)
werden die Wörter „(Institut zur Erlangung der 
Hochschulreife)“ gestrichen. 

 Abs. 5 wird wie folgt geändert: b)

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Sonderpäda-
gogischen Förderzentren und Förderzen-
tren, Förderschwerpunkt Lernen,“ durch 
die Wörter „den entsprechenden Förder-
schulen“ sowie die Wörter „eingerichtet 
werden (gebundenes Ganztagsangebot)“ 
durch die Wörter „(gebundenes Ganz-
tagsangebot) oder bzw. und in klassen- 
und jahrgangsübergreifender Form (offe-
nes Ganztagsangebot) eingerichtet wer-
den“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch folgenden 
Satz 2 ersetzt: 

„
2
Um dem Unterstützungsbedarf der Schü-

lerinnen und Schüler mit bzw. mit drohen-
der Behinderung Rechnung zu tragen, 
können schulische Ganztagsangebote ent-
sprechend Satz 1 mit Leistungen der Ju-
gend- bzw. Eingliederungshilfe nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch oder der 
Eingliederungshilfe nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch ergänzt bzw. zu 
einem gemeinsamen Bildungs- und Be-
treuungsangebot verbunden werden.“ 

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und die 
Wörter „gebundener und offener Ganz-
tagsangebote“ werden durch die Wörter 
„der Ganztagsangebote“ ersetzt. 

ee) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5 und in 
Halbsatz 2 werden die Wörter „von Schüle-
rinnen und Schülern“ sowie die Wörter 
„gebundenen oder offenen“ gestrichen. 

ff) Der bisherige Satz 7 wird Satz 6 und wird 
wie folgt gefasst: 

„
6
Schülerinnen und Schüler, die von ihren 

Erziehungsberechtigten für ein Ganztags-
angebot angemeldet wurden, sind ver-
pflichtet, an diesem teilzunehmen.“ 

5. In Art. 7a Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „nach 
Art. 32a Abs. 1 und 2 den Schülerinnen und Schü-
lern“ gestrichen. 

6. In Art. 10 Abs. 3 werden die Wörter „(Institut zur 
Erlangung der Hochschulreife)“ gestrichen. 

7. Der Zweite Teil Abschnitt II wird wie folgt geändert: 

 Nach Unterabschnitt c wird folgender Unterab-a)
schnitt d eingefügt: 

„d) Staatsinstitute 

Art. 24a 
Staatsinstitute für die Ausbildung  

von Fachlehrern und Förderlehrern 

(1) Das Staatsinstitut für die Ausbildung 
von Fachlehrern und die ihm angegliederten 
Fachausbildungsstätten haben die Aufgabe 
der fachlichen und pädagogischen Ausbildung 
zu Fachlehrerinnen und Fachlehrern. 

(2) Das Staatsinstitut für die Ausbildung 
von Förderlehrern hat die Aufgabe der fachli-
chen und pädagogischen Ausbildung zu För-
derlehrerinnen und Förderlehrern. 

(3) 
1
Der Besuch der Staatsinstitute setzt 

einen mittleren Schulabschluss voraus. 
2
Wei-

tere Zulassungsvoraussetzungen hinsichtlich 
der fachlichen Vorbildung können in den Stu-
dienordnungen der Staatsinstitute festgelegt 
werden. 

3
Zusammen mit der Abschlussprüfung 

kann unter besonderen, in den Studienord-
nungen näher zu bestimmenden Vorausset-
zungen eine fachgebundene Hochschulreife 
verliehen werden. 

(4) 
1
Für die Staatsinstitute oder, soweit 

diese in Abteilungen unter eigener fachlicher 
Leitung gegliedert sind, für diese Abteilungen 
und für die Fachausbildungsstätten gelten le-
diglich die Art. 5, 26 Abs. 1, Art. 30, 44, 45 
Abs. 1 und 2 Satz 1, Art. 52, 55, 56, 57, 58, 59, 
62 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 8, Art. 84, 85, 86 
Abs. 1 Satz 1, 3 und 4, Abs. 2 Nr. 4, 6 bis 12, 
Abs. 3 Nr. 1 und 3, Art. 87 Abs. 2, Art. 88 
Abs. 3, Art. 88a, 89 und 113b. 

2
Die im Rahmen 

des Art. 86 Abs. 2 zulässigen Ordnungsmaß-
nahmen werden in den Studien- und Schulord-
nungen festgesetzt. 

3
Die Aufsicht obliegt dem 

Staatsministerium; Art. 117 gilt entsprechend. 
4
Auf das Ausbildungsverhältnis von Anwärte-

rinnen und Anwärtern im Vorbereitungsdienst 
finden die in Satz 1 genannten Bestimmungen 
keine Anwendung; die Sätze 2 und 3 gelten 
nicht.“ 

 Der bisherige Unterabschnitt d wird Unterab-b)
schnitt e. 

8. In Art. 26 Abs. 3 wird die Angabe „Art. 32a Abs. 3 
bis 8“ durch die Angabe „Art. 32 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 5 bis 7 und Art. 32a Abs. 3 bis 5“ ersetzt. 

9. In Art. 29 Abs. 1 Satz 6 wird die Angabe „Art. 32a 
Abs. 3 und 4“ durch die Angabe „Art. 32 Abs. 5 
bzw. Art. 32a Abs. 3“ ersetzt. 

10. Art. 32 wird wie folgt geändert: 

 Abs. 2 wird wie folgt geändert: a)

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Abs. 5 wird Abs. 2 Satz 2 und die Angabe 
„Abs. 2“ wird durch die Angabe „Satzes 1“ 
ersetzt. 
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 Nach Abs. 4 werden die folgenden Abs. 5 bis 7 b)
eingefügt: 

„(5) 
1
Grundschulen können in einem Grund-

schulverbund zusammenarbeiten. 
2
Die Schu-

len in einem Verbund sollen ein pädagogisch-
fachliches Kooperationskonzept vereinbaren. 
3
Die zuständigen Schulaufwandsträger schlie-

ßen über die Einrichtung eines Schulverbunds 
einen Vertrag und beantragen die Festlegung 
eines gemeinsamen Sprengels. 

4
Erstreckt sich 

der Schulverbund nur auf das Gebiet eines 
Schulaufwandsträgers, trifft dieser die erforder-
lichen Bestimmungen und stellt den Antrag auf 
Festlegung eines gemeinsamen Sprengels. 
5
Ein Schulverbund bedarf der Zustimmung der 

beteiligten Schulen und der Gemeinden, deren 
Gebiet ganz oder teilweise in den Verbund ein-
bezogen werden soll, gegenüber dem zustän-
digen Schulaufwandsträger. 

(6) 
1
Die Regierung bestimmt durch Rechts-

verordnung einen gemeinsamen Sprengel für 
die an einem Schulverbund beteiligten Grund-
schulen. 

2
Der Schulverbund wird wirksam mit 

der Errichtung des gemeinsamen Sprengels. 
3
Die Regierung legt bei einem Ein- oder Aus-

tritt eines Schulaufwandsträgers in oder aus 
dem Schulverbund den Sprengel neu fest, so-
fern erforderlich. 

(7) 
1
Die Regierung beauftragt eine der 

Schulleiterinnen oder einen der Schulleiter der 
Schulen im Schulverbund mit der Wahrneh-
mung ausschließlich verbundbezogener Auf-
gaben (Verbundkoordinatorin oder Verbundko-
ordinator); Art. 57 Abs. 1 Satz 2 bleibt unbe-
rührt. 

2
In jedem Schulverbund wird ein Ver-

bundausschuss mit beratender Funktion gebil-
det. 

3
Dem Verbundausschuss gehören für jede 

am Schulverbund beteiligte Schule ein Vertre-
ter des Schulaufwandsträgers, die Schulleiterin 
oder der Schulleiter und die oder der Elternbei-
ratsvorsitzende an. 

4
Das Nähere regelt die 

Schulordnung.“ 

11. Art. 32a wird wie folgt geändert: 

 Abs. 3 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze 3 a)
und 4 ersetzt: 

„
3
Für diejenigen Mittelschulen, die allein die 

Voraussetzungen des Art. 7a Abs. 1 Satz 3 er-
füllen, gilt Art. 32 Abs. 4 Satz 1 entsprechend. 
4
Art. 32 Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend; dem 

Verbundausschuss gehören auch die Schüler-
sprecherinnen und Schülersprecher an.“ 

 Die Abs. 4 bis 6 werden aufgehoben und die b)
bisherigen Abs. 7 bis 9 werden die Abs. 4 bis 6. 

12. Art. 37 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

 In Satz 2 wird der Schlusspunkt durch die Wör-a)
ter „; durch Streckung von Jahrgangsstufen 
wird sie nicht verlängert.“ ersetzt. 

 In Satz 3 werden nach dem Wort „Jahrgangs-b)
stufen“ die Wörter „sowie deren Streckung“ 
eingefügt. 

13. In Art. 39 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 wird die Angabe 
„Art. 86 Abs. 4 Satz 2“ durch die Angabe „Art. 86 
Abs. 3 Nr. 4 Halbsatz 2“ ersetzt. 

14. In Art. 41 Abs. 6 Satz 1 wird das Wort „Schulauf-
sichtbehörde“ durch das Wort „Schulaufsichtsbe-
hörde“ ersetzt. 

15. In Art. 42 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „nach 
Art. 32a Abs. 4 Sätze 1 und 2“ gestrichen. 

16. In Art. 43 Abs. 2 Nr. 4 wird die Angabe „Nr. 7“ 
durch die Angabe „Nr. 8“ ersetzt. 

17. Art. 52 wird wie folgt geändert: 

 In Abs. 4 werden die Wörter „den Nachteils-a)
ausgleich sowie“ gestrichen. 

 Es wird folgender Abs. 5 angefügt: b)

„(5) 
1
Schülerinnen und Schüler mit einer 

lang andauernden erheblichen Beeinträchti-
gung der Fähigkeit, ihr vorhandenes Leis-
tungsvermögen darzustellen, erhalten soweit 
erforderlich eine Anpassung der Prüfungsbe-
dingungen, die das fachliche Anforderungsni-
veau der Leistungsanforderungen wahrt (Nach-
teilsausgleich). 

2
Von einer Bewertung in ein-

zelnen Fächern oder von abgrenzbaren fachli-
chen Anforderungen in allen Prüfungen und 
Abschlussprüfungen kann abgesehen werden 
(Notenschutz),  

 wenn eine körperlich-motorische Beein-1.
trächtigung, eine Beeinträchtigung beim 
Sprechen, eine Sinnesschädigung, Autis-
mus oder eine Lese-Rechtschreib-Störung 
vorliegt, 

 auf Grund derer eine Leistung oder Teil-2.
leistung auch unter Gewährung von Nach-
teilsausgleich nicht erbracht und auch nicht 
durch eine andere vergleichbare Leistung 
ersetzt werden kann,  

 die einheitliche Anwendung eines allge-3.
meinen, an objektiven Leistungsanforde-
rungen ausgerichteten Bewertungsmaß-
stabs zum Nachweis des jeweiligen Bil-
dungsstands nicht erforderlich ist und 

 die Erziehungsberechtigten dies beantra-4.
gen. 

3
Im Übrigen bleiben die schulartspezifischen 

Voraussetzungen für Aufnahme, Vorrücken 
und Schulwechsel sowie für den Erwerb der 
Abschlüsse unberührt.

 4
Art und Umfang des 

Notenschutzes sind im Zeugnis zu vermerken. 
5
Das Staatsministerium wird ermächtigt, das 

Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln.“ 
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18. In Art. 54 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 wird nach der 
Angabe „Art. 52 Abs. 2“ die Angabe „ , 4 und 5“ 
eingefügt und der Halbsatz 2 gestrichen. 

19. Dem Art. 59 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Lehrkräften, die aus dem öffentlichen 
Schuldienst in den Auslandsschuldienst beurlaubt 
sind, kann die Ernennungsbehörde für die Dauer 
ihrer Verwendung als Schulleiterin bzw. Schullei-
ter, stellvertretende Schulleiterin bzw. stellvertre-
tender Schulleiter oder Fachberaterin bzw. Fach-
berater das Führen einer Bezeichnung gestatten, 
die der Amtsbezeichnung vergleichbarer Lehrkräf-
te an öffentlichen Schulen entspricht.“ 

20. In Art. 62 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 werden die 
Wörter „die Schulordnungen können das Schul-
forum dazu ermächtigen, durch Beschluss“ durch 
die Wörter „das Schulforum kann beschließen“ er-
setzt. 

21. Art. 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 Satz 1 wird wie folgt geändert: a)

aa) In Halbsatz 1 werden die Wörter „wird au-
ßerdem eine für die Eltern der Klasse 
sprechende Person (Klassenelternspre-
cher)“ durch die Wörter „werden Klassenel-
ternsprecher“ ersetzt. 

bb) In Halbsatz 2 werden die Wörter „für Gym-
nasien“ durch die Wörter „an Gymnasien“ 
und die Wörter „können auf Antrag des El-
ternbeirats“ durch die Wörter „beschließt 
der Elternbeirat, ob“ ersetzt. 

 In Satz 4 wird das Wort „Mittelschulverbund“ b)
durch das Wort „Schulverbund“ ersetzt. 

22. Art. 65 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

 In Nr. 6 wird die Angabe „nach Art. 89 Abs. 2 a)
Nr. 4“ gestrichen. 

 In Nr. 8 wird die Angabe „Art. 87 Abs.1“ durch b)
die Angabe „Art. 88 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3“ er-
setzt. 

 In Nr. 9 wird die Angabe „Art. 88 Abs. 1“ durch c)
die Angabe „Art. 88 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3“ er-
setzt. 

23. Art. 66 wird wie folgt geändert: 

 In Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden nach dem a)
Wort „bei“ die Wörter „Grundschulen, Mittel-
schulen und“ eingefügt. 

 Abs. 2 wird aufgehoben und die bisherigen b)
Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 und 3. 

24. Art. 69 Abs. 5 bis 7 wird aufgehoben und der bis-
herige Abs. 8 wird Abs. 5. 

25. Art. 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 In Satz 1 werden nach dem Wort „Erziehungs-a)
berechtigten“ die Wörter „, bei volljährigen 
Schülerinnen und Schülern vor Vollendung des 

21. Lebensjahres auch die früheren Erzie-
hungsberechtigten,“ eingefügt. 

 Satz 2 wird aufgehoben und der bisherige b)
Satz 3 wird Satz 2. 

26. In Art. 85a Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „gemäß 
Art. 88a“ durch die Wörter „bei volljährigen Schüle-
rinnen und Schülern vor Vollendung des 21. Le-
bensjahres“ ersetzt. 

27. Der Zweite Teil Abschnitt XIV wird wie folgt ge-
fasst:  

„Abschnitt XIV 

Erziehungs-, Ordnungs- 
und Sicherungsmaßnahmen 

 

Art. 86 
Erziehungsmaßnahmen,  
Ordnungsmaßnahmen 

(1) 
1
Zur Sicherung des Bildungs- und Erzie-

hungsauftrags oder zum Schutz von Personen und 
Sachen können Erziehungsmaßnahmen gegen-
über Schülerinnen und Schülern getroffen werden. 
2
Dazu zählt bei nicht hinreichender Beteiligung der 

Schülerin oder des Schülers am Unterricht auch 
eine Nacharbeit unter Aufsicht einer Lehrkraft. 
3
Soweit andere Erziehungsmaßnahmen nicht aus-

reichen, können Ordnungs- und Sicherungsmaß-
nahmen ergriffen werden. 

4
Maßnahmen des Haus-

rechts bleiben stets unberührt. 
5
Alle Maßnahmen 

werden nach dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit ausgewählt.  

(2) Ordnungsmaßnahmen sind: 

 der schriftliche Verweis, 1.

 der verschärfte Verweis, 2.

 die Versetzung in eine Parallelklasse der glei-3.
chen Schule, 

 der Ausschluss in einem Fach bei schwerer 4.
oder wiederholter Störung des Unterrichts in 
diesem Fach oder von einer sonstigen Schul-
veranstaltung für die Dauer von bis zu vier 
Wochen, 

 der Ausschluss vom Unterricht für bis zu sechs 5.
Unterrichtstagen, bei Berufsschulen mit Teilzeit-
unterricht für höchstens zwei Unterrichtstage,  

 der Ausschluss vom Unterricht für zwei bis vier 6.
Wochen ab dem siebten Schulbesuchsjahr bei 
Gefährdung von Rechten Dritter oder der Auf-
gabenerfüllung der Schule durch schweres o-
der wiederholtes Fehlverhalten (schulische Ge-
fährdung), 

 der Ausschluss vom Unterricht für mehr als 7.
vier Wochen, längstens bis zum Ablauf des 
laufenden Schuljahres, an Mittelschulen und 
Mittelschulstufen der Förderschulen ab dem 
siebten Schulbesuchsjahr bzw. an Berufsschu-
len sowie Berufsschulen zur sonderpädagogi-
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schen Förderung bei einer schulischen Ge-
fährdung, 

 bei Pflichtschulen die Zuweisung an eine ande-8.
re Schule der gleichen Schulart bei einer schu-
lischen Gefährdung, 

 die Androhung der Entlassung von der Schule 9.
bei einer schulischen Gefährdung, 

 die Entlassung von der Schule bei einer schu-10.
lischen Gefährdung, 

 der Ausschluss von allen Schulen einer Schul-11.
art, wenn bei einer Entlassung nach Nr. 10 
Tatumstände gegeben sind, die die Ordnung 
oder die Sicherheit des Schulbetriebs oder die 
Verwirklichung des Bildungsziels der betref-
fenden Schulart besonders gefährden sowie 

 der Ausschluss von allen Schulen mehrerer 12.
Schularten unbeschadet der Erfüllung der 
Schulpflicht, wenn eine rechtskräftige Verurtei-
lung wegen einer vorsätzlich begangenen 
Straftat zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens einem Jahr erfolgt ist, die Strafe noch der 
unbeschränkten Auskunft unterliegt und wenn 
nach der Art der begangenen Straftat die Ord-
nung oder die Sicherheit des Schulbetriebs 
oder die Verwirklichung der Bildungsziele der 
Schule erheblich gefährdet ist. 

(3) Unzulässig sind: 

 körperliche Züchtigung, 1.

 die Verhängung von Ordnungsmaßnahmen ge-2.
genüber Klassen oder Gruppen als solche, 

 Ordnungsmaßnahmen nach Abs. 2 Nr. 6 und 7 3.
gegenüber Schulpflichtigen in Berufsschulen 
und in Berufsschulen zur sonderpädagogi-
schen Förderung, die in einem Ausbildungs-
verhältnis stehen,  

 Ordnungsmaßnahmen nach Abs. 2 Nr. 9 bis 12 4.
gegenüber Schulpflichtigen in Pflichtschulen; 
gegenüber Schulpflichtigen in Berufsschulen, 
die in keinem Ausbildungsverhältnis stehen, 
sowie gegenüber Schulpflichtigen, die die Mit-
telschule nach Beendigung der Vollzeitschul-
pflicht besuchen, sind jedoch Ordnungsmaß-
nahmen nach Abs. 2 Nr. 9 und 10 zulässig,  

 Ordnungsmaßnahmen auf Grund außerschuli-5.
schen Verhaltens, soweit es nicht die Verwirk-
lichung der Aufgaben der Schule gefährdet 
und 

 andere als die in Abs. 2 aufgeführten Ord-6.
nungsmaßnahmen. 

 

Art. 87 
Sicherungsmaßnahmen 

(1) 
1
Eine Schülerin oder ein Schüler kann auch 

bei bestehender Schulpflicht vorläufig vom Besuch 
der Schule bzw. der praktischen Ausbildung aus-
geschlossen werden, wenn ihr bzw. sein Verhalten 

das Leben oder in erheblicher Weise die Gesund-
heit gefährdet von 

 Schülerinnen bzw. Schülern, 1.

 Lehrkräften, 2.

 sonstigem an der Schule tätigem Personal  3.
oder 

 anderen Personen im Rahmen ihrer schuli-4.
schen oder praktischen Ausbildung 

und die Gefahr nicht anders abwendbar ist. 
2
Der 

vorläufige Ausschluss endet spätestens mit der 
Vollziehbarkeit der Entscheidung über schulische 
Ordnungsmaßnahmen, über die Überweisung an 
eine Förderschule oder über eine Aufnahme in ei-
ne Schule für Kranke oder in eine andere Einrich-
tung, an der die Schulpflicht erfüllt werden kann. 
3
Der vorläufige Ausschluss soll auf wegen dessel-

ben Sachverhalts später gegebenenfalls nach 
Art. 86 verhängte Ausschlussmaßnahmen ange-
rechnet werden. 

(2) Beeinträchtigt das Verhalten der Schülerin 
bzw. des Schülers den Bildungsanspruch der Mit-
schülerinnen und Mitschüler schwerwiegend und 
dauerhaft oder wäre eine solche Beeinträchtigung 
zu erwarten, kann bei einer Ordnungsmaßnahme 
nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 7 auch entschieden wer-
den, dass 

 die Vollzeitschulpflicht der Schülerin bzw. des 1.
Schülers mit Ablauf des achten Schulbesuchs-
jahres beendet wird, 

 nach Beendigung der Vollzeitschulpflicht nach 2.
Nr. 1 auch die Berufsschulpflicht beendet wird, 
wenn die Schülerin oder der Schüler noch 
nicht in die Berufsschule oder die Berufsschule 
zur sonderpädagogischen Förderung aufge-
nommen ist, oder 

 die Berufsschulpflicht beendet wird, wenn die 3.
Schülerin oder der Schüler bereits in die Be-
rufsschule oder die Berufsschule zur sonder-
pädagogischen Förderung aufgenommen ist. 

 

Art. 88 
Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Über Ordnungsmaßnahmen entscheidet in 
den Fällen des Art. 86 Abs. 2  

 Nr. 1 die Lehrkraft oder Förder-1.
lehrkraft, 

 Nr. 2 bis 5 die Schulleiterin bzw. der 2.
Schulleiter, 

 Nr. 6, 7, 9 und 10 die Lehrerkonferenz; im Fall 3.
der Nr. 7 im Einvernehmen 
mit dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe 
im Hinblick auf mögliche 
Leistungen nach Maßgabe 
des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch; im Fall der Nr. 
10 im Einvernehmen mit 



Seite 10 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/10311 

der zuständigen Schulauf-
sichtsbehörde sofern sich 
der Elternbeirat mit einer 
Zwei-Drittel-Mehrheit gegen 
die Entlassung ausgespro-
chen hat. 

 Nr. 8  die zuständige Schulauf-4.
sichtsbehörde auf Antrag 
der Lehrerkonferenz und 

 Nr. 11 und 12  das zuständige Staatsmi-5.
nisterium; im Fall der Nr. 11 
auf unmittelbar nach dem 
Beschluss über die Entlas-
sung gestellten Antrag der 
Lehrerkonferenz. 

(2) Über Sicherungsmaßnahmen entscheidet 
in den Fällen des Art. 87 

 Abs. 1 die Schulleiterin bzw. der Schulleiter, 1.

 Abs. 2 die Schulaufsichtsbehörde im Einver-2.
nehmen mit dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe im Hinblick auf 
mögliche Leistungen nach Maßgabe 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch; 
bei Maßnahmen nach Art. 87 Abs. 2 
Nr. 1 und 3 ist ein Antrag der Lehrer-
konferenz erforderlich. 

(3) 
1
Vor der jeweiligen Entscheidung sind an-

zuhören 

 die Schülerin bzw. der Schüler bei Ordnungs-1.
maßnahmen und bei Sicherungsmaßnahmen 
nach Art. 87 Abs. 2, 

 die Erziehungsberechtigten bei Maßnahmen 2.
nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 3 bis 12 und Art. 87 
Abs. 2 sowie 

 die Beratungslehrkräfte oder Schulpsycholo-3.
gen, soweit es für die Entscheidung über Maß-
nahmen nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 9 bis 12 und 
Art. 87 Abs. 2 erforderlich erscheint. 

2
Außerdem sind auf Antrag der Schülerin oder des 

Schülers oder der Erziehungsberechtigten anzu-
hören  

 Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen bei 1.
Ordnungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 
Nr. 3 bis 8,  

 eine Lehrkraft ihres Vertrauens bei Ordnungs-2.
maßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 3 bis 12, 

 der Elternbeirat bei Ordnungsmaßnahmen, 3.
welche der Entscheidung oder des Antrags der 
Lehrerkonferenz bedürfen. 

3
Vor jeder Entscheidung oder einem Antrag der 

Lehrerkonferenz über Ordnungs- und Sicherungs-
maßnahmen können die Schülerin bzw. der Schü-
ler sowie die Erziehungsberechtigten auf Antrag in 
der Konferenz persönlich vortragen. 

4
Auf die Rech-

te nach Satz 2 sind die Betroffenen rechtzeitig hin-
zuweisen. 

(4) 
1
Über getroffene Ordnungs- und Siche-

rungsmaßnahmen sind zu unterrichten 

 die Schülerin oder der Schüler, 1.

 die Erziehungsberechtigten,  2.

 die früheren Erziehungsberechtigten bei Maß-3.
nahmen nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 3 bis 12 und 
Art. 87, solange die Schülerin oder der Schüler 
noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, 

 das zuständige staatliche Schulamt bzw. die 4.
zuständige oder nächstgelegene Berufsschule 
bei Ordnungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 
Nr. 10, solange die Schulpflicht besteht, 

 die Schulaufsichtsbehörde, die Polizei, der ört-5.
liche Träger der Jugendhilfe und die Bera-
tungslehrkräfte bzw. Schulpsychologen bei Si-
cherungsmaßnahmen nach Art. 87 Abs. 1. 

2
Die Erziehungsberechtigten sind in den Fällen 

des Art. 86 Abs. 2 Nr. 4 bis 12 vor dem Vollzug 
rechtzeitig und schriftlich unter Angabe des zu-
grunde liegenden Sachverhalts zu unterrichten; für 
Erziehungsmaßnahmen des Art. 86 Abs. 1 Satz 2 
gilt dies entsprechend. 

3
Im Übrigen kann die Un-

terrichtung nach Vollzug erfolgen. 

(5) Das Einvernehmen des örtlichen Trägers 
der Jugendhilfe gilt als erteilt, wenn er im Fall des 
Art. 86 Abs. 2 Nr. 7 nicht binnen zwei, im Fall des 
Art. 87 Abs. 2 nicht binnen vier Wochen, nach In-
formation über die beabsichtigte Maßnahme 
schriftlich widerspricht. 

(6) 
1
Eingeleitete Ausschluss- oder Entlas-

sungsverfahren werden durch einen späteren 
Schulwechsel nicht berührt. 

2
Bis zum Abschluss 

des Verfahrens gilt die Schülerin oder der Schüler 
in Bezug auf dieses Verfahren auch bei einem 
Schulwechsel als Angehöriger derjenigen Schule, 
die das Verfahren eingeleitet hat. 

(7) Die Anordnung von Ordnungs- und Siche-
rungsmaßnahmen in elektronischer Form ist aus-
geschlossen.  

(8) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Ordnungs- und Sicherungsmaßnahmen nach den 
Art. 86 Abs. 2 sowie Art. 87 haben keine aufschie-
bende Wirkung.  

Art. 88a 
Wiederzulassung 

1
Eine entlassene Schülerin oder ein entlasse-

ner Schüler kann jederzeit an einer anderen Schu-
le aufgenommen werden. 

2
In die früher besuchte 

Schule kann sie bzw. er frühestens ein halbes Jahr 
nach Entlassung und nur zum Schuljahresbeginn 
wieder eintreten, wenn sie bzw. er sich inzwischen 
tadelfrei geführt hat und andere öffentliche Schu-
len der gleichen Schulart und Ausbildungsrichtung 
nicht in zumutbarer Entfernung besucht werden 
können. 

3
In die zuständige Berufsschule ist sie 

bzw. er bei Neuaufnahme eines Ausbildungsver-
hältnisses jederzeit, im Übrigen auf Antrag frühes-
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tens drei Monate nach Entlassung wieder aufzu-
nehmen, wenn ein regelmäßiger Schulbesuch zu 
erwarten ist. 

4
Nach zweimaliger Entlassung bedarf 

die Wiederaufnahme der Genehmigung des zu-
ständigen Staatsministeriums, welches auch die 
Schule bestimmt; die Wiederaufnahme kann nur 
an einer anderen Schule der gleichen Schulart und 
nur zum Schuljahresbeginn erfolgen.“  

28. Art. 89 wird wie folgt geändert: 

 Abs. 1 Satz 1 bis 3 wird durch die folgenden a)
Sätze 1 und 2 ersetzt: 

„
1
Das zuständige Staatsministerium kann im 

Rahmen des in Art. 131 der Verfassung und in 
Art. 1 bestimmten Bildungs- und Erziehungs-
auftrags durch Rechtsverordnung Näheres 
zum Schulbetrieb an öffentlichen Schulen re-
geln. 

2
Dabei ist der nötige erzieherische Frei-

raum für jede Lehrkraft zu gewährleisten.“  

 Abs. 2 wird Abs. 1 Satz 3 und wird wie folgt b)
geändert: 

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort „sollen“ 
durch das Wort „können“ ersetzt. 

bb) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:  

„2. das Aufnahmeverfahren,“. 

cc) In Nr. 3 werden die Wörter „die Pflicht zur 
Teilnahme am Unterricht sowie“ und die 
Wörter „einschließlich Befreiung, Beurlau-
bung, Schulversäumnisse und der Vorlage 
ärztlicher und schulärztlicher Zeugnisse“ 
gestrichen. 

dd) Nr. 4 Halbsatz 2 wird gestrichen. 

ee) In Nr. 8 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
„Schüler“ die Wörter „, insbesondere die 
Pflicht zur Teilnahme am Unterricht sowie 
der Vorlage ärztlicher und schulärztlicher 
Zeugnisse“ eingefügt. 

 Es werden die folgenden Abs. 2 und 3 ange-c)
fügt: 

„(2) 
1
Soweit für kommunale Schulen keine 

Schulordnungen nach Abs. 1 existieren, kön-
nen diese vom Schulträger erlassen werden; 
sie bedürfen der Genehmigung des Staatsmi-
nisteriums. 

2
Schulordnungen für Fachakade-

mien außerhalb des Geschäftsbereichs des 
Staatsministeriums bedürfen dessen Einver-
nehmens. 

(3) In Rechtsverordnungen nach Abs. 2 
können Abweichungen vorgesehen werden 

 von den Art. 5, 13, 52 bis 55, 62 und 86 bis 1.
88a für Schulen des Gesundheitswesens, 
Schulen für sozialpflegerische und sozial-
pädagogische Berufe und Schulen mit 
künstlerischer Ausbildungsrichtung, soweit 
dies im Hinblick auf Bundesrecht über die 
Zulassung zu nicht ärztlichen Heilberufen 

oder wegen der Verbindung der Schule mit 
einer Einrichtung, die anderen als Unter-
richtszwecken dient, oder zur Wahrung des 
Wohls von Patienten und anderen Pflege-
befohlenen erforderlich ist, 

 von den Art. 5, 48, 56, 62 bis 69, 86 und 87 2.
für Schulen, die überwiegend von Erwach-
senen besucht werden, soweit dies wegen 
des erwachsenenspezifischen Charakters 
der Ausbildung erforderlich ist, und 

 von den Art. 49 bis 55, 62, 63 und 69 für 3.
Förderschulen und Schulen für Kranke, 
soweit dies wegen des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs oder der Krankheit 
der Schülerinnen oder Schüler erforderlich 
ist.“ 

 Dem Art. 92 wird folgender Abs. 7 angefügt: 29.

„(7) 
1
Private Berufsfachschulen, die am 1. Au-

gust 1986 als genehmigte Ersatzschulen betrieben 
wurden, behalten auch dann ihren Status als Er-
satzschule, wenn die Voraussetzungen des Art. 91 
nicht gegeben sind. 

2
Bei wesentlichen Ände-

rungen, insbesondere bei einem Schulträgerwech-
sel, erlischt der Bestandsschutz der Berufsfach-
schule.“ 

 Der Siebte Teil wird wie folgt geändert: 30.

 Die Abschnitte I bis IIb werden durch folgen-a)
den Art. 121 ersetzt: 

„Art. 121 
Übergangsvorschriften 

(1) 
1
Als Schulen besonderer Art können 

folgende Schulen geführt werden: 

 die Städtische schulartunabhängige Orien-1.
tierungsstufe München-Neuperlach in den 
Jahrgangsstufen 5 und 6, die Städtische 
Willy-Brandt-Gesamtschule München und 
die Staatliche Gesamtschule Hollfeld. Die 
Schülerinnen und Schüler werden ent-
sprechend ihrer Leistungsfähigkeit den ge-
bildeten Klassen und Kursen zugewiesen. 
Die Schulen führen nach der Jahrgangs-
stufe 9 zum Haupt- bzw. Mittelschulab-
schluss und nach der Jahrgangsstufe 10 
zum Realschulabschluss oder zur Berech-
tigung zum Übergang in die Jahrgangsstu-
fe 11 des Gymnasiums. An diesen Schulen 
kann die Vollzeitschulpflicht erfüllt werden. 

 die Staatliche kooperative Gesamtschule 2.
Senefelder-Schule Treuchtlingen und – so-
weit die Voraussetzungen des folgenden 
Satzes erfüllt werden – die Evangelische 
kooperative Gesamtschule Wilhelm-Löhe-
Schule Nürnberg. Diese Schulen werden 
als Zusammenschluss einer Hauptschule, 
einer Realschule und eines Gymnasiums, 
bei der Evangelischen kooperativen Ge-
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samtschule Wilhelm-Löhe-Schule Nürn-
berg zusätzlich einer Fachoberschule, ge-
führt, die unter einer Leitung stehen sollen.  

2
Das Staatsministerium regelt den Schulbe-

trieb und die inneren Schulverhältnisse in einer 
Schulordnung nach Art. 89, vor deren Erlass 
der Landesschulbeirat zu hören ist. 

3
In dieser 

Schulordnung sind insbesondere Umfang und 
Zeitpunkt der Differenzierung in Leistungsstu-
fen festzulegen; ab Jahrgangsstufe 9 müssen 
abschlussbezogene Klassen gebildet werden. 
4
Die unmittelbare staatliche Schulaufsicht über 

die Schulen besonderer Art obliegt dem 
Staatsministerium. 

5
Dieses kann zur Ausübung 

der Aufsicht ihm nachgeordnete Behörden und 
besondere Beauftragte heranziehen. 

(2)
 1

Eine Ersatzschule, die bis einschließ-
lich 31. Juli 2012 als Hauptschule staatlich ge-
nehmigt wurde, kann als private Hauptschule 
fortgeführt werden. 

2
Entsprechendes gilt für 

private Grund- und Hauptschulen und für pri-
vate Volksschulen. 

3
Private Hauptschulen, die 

die Voraussetzungen des Art. 7a Abs. 1 Satz 3 
in der ab 1. August 2012 geltenden Fassung 
erfüllen, erhalten auf Antrag des Schulträgers 
die Bezeichnung Mittelschule. 

(3) Ausbildungsrichtungen an Wirtschafts-
schulen, die gemäß Art. 14 Abs. 3 in der bis 
zum 31. Juli 2015 geltenden Fassung einge-
richtet waren, können bis zum Ende des Schul-
jahres 2016/17 fortgeführt werden. 

(4) 
1
In der Zeit vom 1. Juni 2014 bis 31. Ju-

li 2019 gilt für Schularten, bei denen die Aus-
kunftserteilung gemäß Art. 113b Abs. 8 Satz 3 
noch nicht vollumfänglich umgesetzt ist, 
Art. 113 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum Ablauf 
des 31. Mai 2014 geltenden Fassung; das 
Staatsministerium gibt jedes Schuljahr be-
kannt, auf welcher Rechtsgrundlage die Erhe-
bungen zu erfolgen haben. 

2
Die Staatsregie-

rung berichtet dem Landtag bis spätestens 31. 
Dezember 2017, ob sich das neue Verfahren 
insbesondere aus datenschutzrechtlicher Sicht 
und im Hinblick auf den Verwaltungsaufwand 
bewährt hat.“ 

 Der bisherige Abschnitt III wird wie folgt geän-b)
dert: 

aa) Die Überschrift wird gestrichen. 

bb) Der bisherige Art. 128 wird Art. 122 und 
wird wie folgt geändert: 

aaa) Abs. 3 Satz 3 wird Abs. 4 und die 
Wörter „ , Aussiedler, Spätaussiedle-
rinnen und“ werden durch die Wörter 
„bzw. Aussiedler, Spätaussiedlerin-
nen bzw.“ ersetzt. 

bbb) Der bisherige Abs. 4 wird aufgeho-
ben. 

ccc) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4. 

cc) Der bisherige Art. 129 wird Art. 123 und 
Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„
2
Außer Kraft treten: 

1. Art. 121 Abs. 3 mit Ablauf des 31. Juli 
2017 und 

2. Art. 121 Abs. 4 mit Ablauf des 31. Juli 
2019.“ 

 

§ 2 
Änderung des  

Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz (Bay-
SchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), 
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2015 (GVBl. S. 477) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu Art. 61 1.
wie folgt gefasst: 

„Art. 61 (aufgehoben)“. 

 In Art. 8 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „nach 2.
Art. 32a Abs. 3 bis 5 BayEUG“ gestrichen. 

 In Art. 10 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Asylverfah-3.
rensgesetz“ durch das Wort „Asylgesetz“ ersetzt. 

 Art. 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 4.

 In Satz 1 wird die Angabe „Art. 126“ durch die a)
Angabe „Art. 121 Abs. 1“ ersetzt. 

 In Satz 2 wird die Angabe „Art. 126 Abs. 1“ b)
durch die Angabe „Art. 121 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1“ ersetzt. 

 Art. 61 wird aufgehoben. 5.

 

§ 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2016 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2016 treten außer Kraft: 

1. § 2 Abs. 2 und 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen vom 26. Juli 2004 (GVBl. S. 282, 
BayRS 2230-1-1-K) und 

2. § 2 Abs. 2 und 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen vom 24. Juli 2007 (GVBl. S. 533, 
BayRS 2230-1-1-K). 
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Begründung: 

A. Allgemeines: 
Ziel des Gesetzes ist es, einige bildungspolitische 
Themen umzusetzen bzw. der Lösung durch den Ge-
setzgeber zuzuführen. Darüber hinaus sind einige 
Klarstellungen bzw. Umstrukturierungen in den beste-
henden Regelungen erforderlich. 

1. Ausbau der Ganztagsangebote/Ermöglichung 
von Grundschulverbünden 

Nach einer Pilotphase im Schuljahr 2015/2016 sol-
len die offenen Ganztagsangebote gemäß Minis-
terratsbeschluss vom 24. März 2015 flächende-
ckend eingeführt werden. Daher ist die Möglichkeit 
der Einrichtung eines offenen Ganztagsangebotes 
auch in den Jahrgangsstufen 1 bis 4 (Grundschu-
len und Grundschulstufe von Förderschulen aller 
Art) sowie der Ausschluss des Förderschwer-
punkts geistige Entwicklung auf der Mittelschulstu-
fe gesetzlich zu verankern. 

Auch an Grundschulen wird die Bildung von Ver-
bünden ermöglicht. 

2. Ermächtigungsnorm für den Notenschutz 

Aufgrund des Urteils des BVerwG vom 29. Juli 
2015 (Az. 6 C 33.14) hat der Gesetzgeber zu ent-
scheiden, ob die Rechtschreibleistungen legasthe-
ner Schüler mit Rücksicht auf deren Behinderung 
bei der Notengebung nicht bewertet werden sollen. 
Die entsprechende Ermächtigungsgrundlage wird 
daher geschaffen. Sie wird aus Gleichbehand-
lungsgründen auf alle geeigneten Fälle des Noten-
schutzes erstreckt. 

3. Harmonisierung des Gesetzes und der Schul-
ordnungen, Umstrukturierung des Aufbaus im 
Sechsten und Siebten Teil 

Die gesetzlichen Regelungen werden im Sinne der 
Anwenderfreundlichkeit lesbarer gestaltet. Durch 
die Harmonisierung der Schulordnungen sind eini-
ge Anpassungen erforderlich. 

 

B. Zu den einzelnen Vorschriften: 

 

§ 1 BayEUG: 

Zu § 1 Nr. 1 (Inhaltsübersicht): 

Die Inhaltsübersicht wird den im Gesetz vorgenomme-
nen Änderungen angepasst. 

 

§ 1 Nr. 2 (Art. 5 Abs. 3): 

Die Vorschrift befand sich bislang inhaltsgleich im 
Siebten Teil des Gesetzes bei den Übergangsvor-
schriften in Art. 122 Abs. 4, systematisch gehört sie 
zur Ferienregelung in Art. 5. 

§ 1 Nr. 3 (Art. 5a): 

Die Vorschrift befand sich bislang inhaltsgleich im 
Siebten Teil des Gesetzes bei den Übergangsvor-
schriften in Art. 121 und 123; systematisch gehört sie 
jedoch in die Grundlagen. 

 

§ 1 Nr. 4 (Art. 6): 

Künftig sollen auch in den Jahrgangsstufen 1 bis 4 
(Grundschulen und Grundschulstufe von Förderschu-
len aller Art) offene Ganztagsangebote eingeführt so-
wie der Ausschluss des Förderschwerpunkts geistige 
Entwicklung auf der Mittelschulstufe aufgehoben wer-
den. Nach einer Pilotphase im Schuljahr 2015/2016 
sollen die offenen Ganztagsangebote flächendeckend 
eingeführt werden. Daher ist die Möglichkeit der Ein-
richtung eines offenen Ganztagsangebotes an den 
genannten Schularten als gesetzliche Grundlage in 
das BayEUG aufzunehmen. 

Ebenso sollen weitere, vor allem inklusive ganztägige 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
ermöglicht werden. Es bedarf daher einer Regelung, 
wonach Leistungen der Jugend- bzw. Eingliederungs-
hilfe mit schulischen Ganztagsangeboten im Sinne 
eines kooperativen Modells verknüpft werden können. 
Damit ist auch die Möglichkeit der Verschränkung von 
Angeboten der Jugend- bzw. Eingliederungshilfe und 
schulischem Ganztag an Förderschulen von der For-
mulierung umfasst. Bewährte Betreuungsformen auf 
der Grundlage des SGB VIII und SGB XII, insbesonde-
re die Heilpädagogischen Tagesstätten, werden durch 
die Regelung im BayEUG nicht berührt und sollen 
weiterhin erhalten bleiben. 

 

§ 1 Nr. 4 a, b und cc – ff: 

Redaktionelle Änderungen. 

 

§ 1 Nr. 5 (Art. 7a): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 8, 9. 

 

§ 1 Nr. 6 (Art. 10): 

Redaktionelle Änderung. 

 

§ 1 Nr. 7 (Art. 24a): 

Die Vorschrift befand sich bislang inhaltsgleich im 
Siebten Teil des Gesetzes bei den Übergangsvor-
schriften in Art. 125, systematisch gehört sie jedoch in 
den Zweiten Teil. 

 

§ 1 Nr. 8 und 9 (Art. 26, 29): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 10, 11. 
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§ 1 Nr. 10 und 11 (Art. 32 und 32a): 

Für den Bereich der Grundschulen wird die Möglich-
keit geschaffen, Grundschulverbünde einzurichten, 
wenn dies vor Ort gewünscht ist. Dies ist ein Beitrag 
zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und 
schulischen Eigenverantwortung. Die Kooperation von 
Grundschulen im Verbund eröffnet größere Gestal-
tungsspielräume bei der Schulorganisation einschließ-
lich von Ganztagsangeboten. Die Grundschulverbünde 
orientieren sich weitgehend an den Mittelschulverbün-
den. 

 

§ 1 Nr. 12 (Art. 37): 

Die Bekanntmachung des Staatsministeriums zum 
„Schulversuch ,Flexible Grundschule‘‘“ vom 2. Au-
gust 2010 (KWMBl S. 266), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 15. Juli 2013 (KWMBl S. 258), 
enthält unter Nr. 3.2 eine inhaltsgleiche Regelung. 
Nach Abschluss des Schulversuchs und Überführung 
der Flexiblen Grundschule in das Regelangebot von 
Grundschulen bedarf es einer gesetzlichen Regelung 
hinsichtlich der Unveränderbarkeit der Vollzeitschul-
pflicht und einer Ermächtigungsgrundlage. Auch ande-
re Flexibilisierungsjahre werden hierdurch erfasst. 

 

§ 1 Nr. 13 (Art. 39 Abs. 3): 

Redaktionelle Folgeänderung zu § 1 Nr. 25. 

 

§ 1 Nr. 14 (Art. 41 Abs. 6): 

Redaktionelle Änderung. 

 

§ 1 Nr. 15 (Art. 42): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 10 und 11. 

 

§ 1 Nr. 16 (Art. 43): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 26. 

 

§ 1 Nr. 17, 18 (Art. 52, 54 Abs. 3 Satz 2): 

Hintergrund für die Neuregelungen in Gesetz und Ver-
ordnung ist das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 29. Juli 2015 (Az. 6 C 35.14).  

Das Bundesverwaltungsgericht unterscheidet streng 
zwischen Nachteilsausgleich (z.B. Zeitzuschlag) und 
Notenschutz (z.B. Verzicht auf die Bewertung von 
Rechtschreibleistungen). Während der Nachteilsaus-
gleich lediglich äußere Bedingungen für die Erfüllung 
der Leistungsanforderungen und damit Chancen-
gleichheit herstellt, stellt der Notenschutz eine Bevor-
zugung des Prüflings dar. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat zusammenfassend 
ausgeführt, dass die Frage, ob die Rechtschreibleis-
tungen legasthener Schüler mit Rücksicht auf deren 

Beeinträchtigung bei der Notengebung insbesondere 
in der Abiturprüfung nicht bewertet werden sollen, 
nicht durch einen Erlass des Kultusministeriums gere-
gelt werden kann. Wegen der weitreichenden Bedeu-
tung des Notenschutzes reicht es zudem nicht aus, 
dass der Gesetzgeber den Verordnungsgeber ohne 
inhaltliche Vorgaben zur Regelung dieser Sachmaterie 
ermächtigt. Er muss zumindest den begünstigten Per-
sonenkreis allgemein umschreiben, die umfassten 
schulischen Abschlussprüfungen anführen und be-
stimmen, auf welche Weise Notenschutz gewährt wird.  

Mit dieser als Notenschutz bezeichneten Maßnahme 
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es Prüf-
lingen subjektiv unmöglich ist, bestimmte Leistungsan-
forderungen zu erfüllen. Zu ihren Gunsten wird auf die 
einheitliche Anwendung des allgemeinen, ansonsten 
für alle Schülerinnen und Schüler geltenden Maßstabs 
der Leistungsbewertung verzichtet (vgl. Rz. 22 des 
Urteils). Eine Fachnote, die durch die Anwendung von 
Notenschutz zustande gekommen ist, enthält nicht 
mehr die Aussage, dass die Schülerin bzw. der Schü-
ler den der jeweiligen Note entsprechenden Anforde-
rungen genügt. Aufgrund der unterschiedlichen Bewer-
tungsmaßstäbe innerhalb einer Prüfung sind die Prü-
fungsergebnisse nicht mehr vergleichbar. 

Es besteht entsprechend der Auffassung des Bundes-
verwaltungsgerichts auch aus dem verfassungsrechtli-
chen Verbot, Menschen wegen ihrer Behinderung zu 
benachteiligen (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG), kein An-
spruch auf Notenschutz ohne dessen Dokumentation 
im Zeugnis. Art und Umfang des Notenschutzes sind 
daher im Zeugnis zu vermerken, um die Chancen-
gleichheit für alle anderen Schüler herzustellen und 
der Zeugniswahrheit zu entsprechen. Auch ist wegen 
der Grundrechtsrelevanz eine Grundentscheidung des 
Gesetzgebers darüber geboten, ob der gewährte No-
tenschutz im Zeugnis zu dokumentieren ist. 

Zugleich kann mit der geschaffenen Rechtsklarheit 
Notenschutz nicht nur bei einer Lese-Rechtschreib-
Störung, sondern auch für körperlich-motorischen Be-
einträchtigungen, Beeinträchtigung beim Sprechen, 
Sinnesschädigungen oder Autismus gewährt werden. 
Bei diesen Beeinträchtigungen ist in vergleichbarer 
Weise eine Bewertung mit Noten sowie eine Lernziel-
erreichung bzw. ein Abschluss möglich, obgleich von 
den allgemeinen Leistungsanforderungen abgewichen 
wird. Im Sinne der Transparenz und Zeugniswahrheit 
wird auch hier die nicht zu erbringende oder anders 
bewerte Leistung in einer Zeugnisbemerkung benannt. 
Unter einer Lese-Rechtschreib-Störung im Sinne der 
Bestimmung sind dabei sowohl eine isolierte Lese-, 
eine isolierte Rechtschreib- und eine kombinierte Stö-
rung beider Fertigkeiten zu verstehen. 

Die entsprechende Ermächtigungsgrundlage wird da-
her geschaffen und in den Zusammenhang mit dem 
Nachteilsausgleich gestellt und von diesem abge-
grenzt.  
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§ 1 Nr. 19 (Art. 59): 

Aus systematischen Gründen wird der bisherige 
Art. 128 Abs. 4 in Art. 59 integriert. 

 

§ 1 Nr. 20 (Art. 62 Abs. 5 Satz 1): 

Um einen Gleichlaut in allen Schularten herzustellen, 
wird das Schulforum ermächtigt durch Beschluss das 
Wahlrecht betreffend die Klassensprecher auf alle 
Schüler zu erweitern. 

 

§ 1 Nr. 21 (Art. 64 Abs. 2): 

Redaktionelle Anpassung. 

 

§ 1 Nr. 22 (Art. 65 Abs. 1 Satz 3): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 26. 

 

§ 1 Nr. 23 (Art. 66): 

Der Elternbeirat wird jetzt an Grundschulen und Mittel-
schulen, wie z.B. an Realschulen und Gymnasien, 
unmittelbar von den Erziehungsberechtigten und an-
deren Wahlberechtigten gewählt. Damit wird ein Bei-
trag zur Stärkung der Elternrechte geleistet. Zudem 
wird die Regelung für alle Schularten harmonisiert. Der 
Aufgabenkreis der Klassenelternsprecherinnen und  
-sprecher bleibt im Übrigen unberührt. Der im schular-
tübergreifenden Vergleich zum Teil etwas kleineren 
Schulgröße von Grundschulen und Mittelschulen wird 
dadurch entsprochen, dass auf je 15 und nicht auf je 
50 Schülerinnen und Schüler für ein Mitglied des El-
ternbeirats abgestellt wird. Der Elternbeirat hat auch 
an kleineren Grundschulen und Mittelschulen mindes-
tens fünf Mitglieder. 

 

§ 1 Nr. 24 (Art. 69): 

Die Regelungen in Art. 69 Abs. 5 bis 7 BayEUG betref-
fen den Geschäftsgang des Schulforums. Der Vorbe-
halt des Gesetzes greift somit hier nicht. Aus Gründen 
der Rechtsklarheit und Verwaltungsvereinfachung wer-
den die Reglungen daher gem. der Ermächtigungs-
grundlage des Abs. 5 inhaltsgleich in den Schulord-
nungen gebündelt. Damit sind die Befugnisse zusam-
menhängend geregelt und für den Anwender leichter 
auffindbar. Inhaltliche Änderungen sind mit dieser 
Umstrukturierung nicht verbunden. 

 

§ 1 Nr. 25 (Art. 75): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 27. 

 

§ 1 Nr. 26 (Art. 85a): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 27. 

 

§ 1 Nr. 27 (Art. 86 bis 88a): 

Abschnitt XIV, der sich mit den Erziehungsmaßnah-
men als Ordnungsmaßnahmen beschäftigt, wird um-
strukturiert und vereinfacht. Inhaltlich werden weitest-
gehend keine Änderungen der bisherigen Vorschriften 
der Art. 86 bis 88a vorgenommen; es erfolgt lediglich 
ein anwenderfreundlicherer Aufbau und inhaltliche 
Straffung: 

 

Synopse: 

Neu Bisherige Regelung im 

BayEUG 

Art. 86 Abs. 1  

Satz 1 Halbsatz (HS) 

1 

Art. 86 Abs. 1 – jetzt bezogen 

auf Erziehungsmaßnahmen 

Satz 2 Art. 86 Abs. 15 HS. 2 

Satz 3  86 Abs. 1 HS. 2 

Satz 4 Regelung aus den Schulord-

nungen   

Satz 5 Art. 86 Abs. 1 

  

86 Abs. 2  86 Abs. 2 Satz 1 identisch; 

Zuständigkeiten jetzt in Art. 88 

s.u. 

Nr. 1 Nr.1  

Nr. 2 Nr.2  

Nr. 3 Nr.3  

Nr. 4 Nr.4  

Nr. 5 Nr.5  

Nr. 6  Nr. 6, Abs. 7 

Nr. 7 Nr. 6a, Abs. 7 

Nr. 8 Nr. 7, Abs. 7 

Nr. 9 Nr. 8, Abs. 7 

Nr. 10 Nr. 9, Abs. 7 

Nr. 11 Nr. 10, Art. 88 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 12 Nr. 10, 88 Abs. 2 

  

86 Abs. 3  

Nr. 1 86 Abs. 3 Satz 2 

Nr. 2 86 Abs. 3 Satz 1  

Nr. 3 86 Abs. 4 Satz 1  

Nr. 4 86 Abs. 4 Sätze 2 und 3 

Nr. 5 86 Abs. 8 

Nr. 6 86 Abs. 3 Satz 1  
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Art. 87 Abs. 1 86 Abs. 13 sowie Regelungen 

aus den beruflichen Schulord-

nungen  

  

87 Abs. 2 Art. 86 Abs. 6 

  

Art. 88 Abs. 1  übernimmt die Zuständigkeiten 

aus Art. 86 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 Nr.1  

Nr. 2 Nr. 2 – 5 

Nr. 3 Nr. 6, 6a, 8 und 9, 

87 Abs. 1 Satz 6 

Nr. 4 Nr. 7 

Nr. 5 Nr.10 

  

88 Abs. 2   

Nr. 1 übernimmt die Zuständigkeiten 

aus Art. 86 Abs. 13 

Nr. 2  übernimmt die Zuständigkeiten 

aus Art. 86 Abs. 6 

  

88 Abs. 3 Satz 1  

Nr. 1  86 Abs. 9 Satz 2 

Nr. 2  86 Abs. 9 Satz 2; jetzt Erweite-

rung auf Sicherungsmaßnahme 

nach Art. 87 Abs. 2 

Nr. 3 86 Abs. 6 Satz 5, Abs. 9 Satz 1, 

Art. 87 Abs. 2, Art. 88 Abs. 1 

Satz 5; jetzt Erweiterung auf 

Androhung der Entlassung    

 . 

Satz 2 86 Abs. 9 Satz 2 

Nr. 1 86 Abs. 9 Satz 1 

Nr. 2 86 Abs. 9 Satz 3 

Nr. 3 86 Abs. 10; Neuregelung der 

Elternbeteiligung, s.u. 

Satz 3 86 Abs. 9 Satz 2 

Satz 4 86 Abs. 9 Satz 4; erweitert um 

Beratungslehrkräfte und Schul-

psychologen 

 

 

88 Abs. 4   

Satz 1  

Nr. 1 allgemeines Verwaltungsrecht; 

dient der Klarstellung 

Nr. 2 Bisher aus Art. 75 Abs. 1 

BayEUG abgeleitet 

Nr. 3 88a; jetzt Erweiterung auf  

Sicherungsmaßnahmen 

Nr. 4 Regelung aus den Schulord-

nungen (§ 17 Abs. 3 GSO) 

Nr. 5 86 Abs. 13 Satz 2 

  

Satz 2 Regelung aus den Schulord-

nungen (§ 10 Abs. 2 GrSO, 

§ 16 Abs. 3 GSO, § 15 Abs. 2 

MSO, § 16 Abs. 3 RSO) 

Satz 3 dient der Klarstellung 

  

88 Abs. 5 86 Abs. 11 

  

88 Abs.6 Regelung aus den Schulord-

nungen (§ 16 Abs. 2 GSO/RSO, 

§ 15 Abs. 2 WSO) 

  

88 Abs. 7 86 Abs. 2 Satz 2, jetzt Erweite-

rung auf Sicherungsmaßnah-

men 

  

88 Abs. 8 86 Abs. 14, jetzt Erweiterung 

auf Sicherungsmaßnahmen 

  

Art. 88a 87 Abs. 3 und 4  

 

Folgende Anpassungen wurden vorgenommen: 

Art. 86 Abs. 1 zählt alle möglichen Maßnahmen auf: 
Erziehungs-, Ordnungs- und Sicherungsmaßnahmen. 
Er definiert nun sowohl Erziehungs- als auch Ord-
nungsmaßnahmen. Art. 86 Abs. 2 und 3 zählen wie 
bisher die Ordnungsmaßnahmen abschließend auf, 
deren Anordnung möglich ist, und regelt die Voraus-
setzungen. Es werden auch Regelungen, die bisher in 
Art. 87 und 88 enthalten waren, dort zusammenge-
fasst. Art. 87 enthält gebündelt die zusätzlich mögli-
chen Sicherungsmaßnahmen. Alle Zuständigkeits- und 
Verfahrensfragen sind hingegen nun in Art. 88 zu-
sammengefasst. In Art. 88a ist die Wiederzulassung 
geregelt. 
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Die Wahl der Ordnungsmaßnahmen wird künftig voll-
ständig in das pädagogische Ermessen der Lehrkräfte 
gestellt. Die bisherige Regelung des Art. 86 Abs. 5, 
wonach nur bestimmte Ordnungsmaßnahmen neben 
anderen Ordnungsmaßnahmen zulässig sind, wird 
nicht weiter aufrechterhalten. 

Die Beteiligungsrechte des Elternbeirats bleiben vom 
Kern unverändert, d.h., dass bei jeder Entscheidung 
unter Beteiligung der Lehrerkonferenz (d.h. wenn die 
Lehrerkonferenz selbst entscheidungsbefugt ist oder 
den Antrag für weitere Maßnahmen stellt) der Eltern-
beirat auf Antrag zu beteiligen ist. 

Auf eine Vorgabe eines bestimmten Quorums der 
Lehrerkonferenz bei Entscheidungen über die Entlas-
sung und den Ausschluss (bisher Art. 87 Abs. 1 Satz 1 
und 2, Art. 88 Abs. 1 Satz 1 bis 3 BayEUG) wird ver-
zichtet, da nicht formale Quoren, sondern die Gewich-
te der Argumente wie in jedem Verwaltungsverfahren 
ausschlaggebend bleiben sollen. 

Nach Art. 87 Abs. 1 Satz 1 BayEUG ist der Ausschluss 
der Schülerin oder des Schülers vom Besuch der 
Schule bzw. der praktischen Ausbildung möglich. Von 
dem Begriff „praktische Ausbildung“ ist die Ausbildung 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der Schule um-
fasst. 

Einige Regelungen zu den Ordnungsmaßnahmen, die 
bisher lediglich in den Schulordnungen enthalten wa-
ren, werden nun im BayEUG harmonisiert und gebün-
delt (vgl. Art. 86 Abs. 1 Satz 4, Art. 87 Abs. 1, Art. 88 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 4, Satz 2, Abs. 6). Dies führt insge-
samt zu einer Deregulierung der Schulordnungen. 

Widerruf und Wiederaufnahme des Verfahrens sind 
bereits durch Art. 49 und 51 BayVwVfG möglich, so 
dass auf zusätzliche Regelungen bei Aufhebung von 
Maßnahmen und Wiederzulassung (bisher Art. 86 
Abs. 12, Art. 87 Abs. 3, Art. 88 Abs. 3 BayEUG) ver-
zichtet werden kann. 

 

§ 1 Nr. 28 (Art. 89): 

Die bisherigen Abs. 1 und 2 werden redaktionell um-
strukturiert. Die Regelung des bisherigen Abs. 2 Nr. 4 
Halbsatz 2 bedarf keiner gesetzlich Normierung und 
wird daher auf Verordnungsebene geregelt. 

Die Regelungen des neuen Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 
befanden sich bislang inhaltsgleich im Siebten Teil des 
Gesetzes bei den Übergangsvorschriften in Art. 122 
Abs. 1 bis 3. Systematisch gehören sie jedoch zur 
Regelung über die Schulordnungen. 

 

§ 1 Nr. 29 (Art. 92): 

Die Vorschrift befand sich bislang inhaltsgleich im 
Siebten Teil des Gesetzes bei den Übergangsvor-
schriften in Art. 124 Abs. 5. Systematisch gehören sie 
jedoch zur Regelung über die Privatschulen. 

§ 1 Nr. 30 (Siebter Teil, Art. 121 bis 128):  

Der Siebte Teil, der Übergangs- und Schlussbestim-
mungen beinhaltet, wird umstrukturiert. Inhaltlich ergibt 
sich keine wesentlichen Änderung der bisherigen Vor-
schriften der Art. 121 bis 127. Im Einzelnen: 

Der bisherige Art. 121 bleibt inhaltlich erhalten und 
wird Art. 5a, siehe § 1 Nr. 3. 

Der bisherige Art. 122 wird in Art. 5 bzw. 89 (siehe 
Änderung § 1 Nr. 2 und 27 siehe dortige Änderungs-
befehle) verschoben. 

Der bisherige Art. 123 wird Art. 5a Abs. 1, siehe § 1 
Nr. 3. 

Der bisherige Art. 124 Abs. 1 bis 4 wird gestrichen. 
Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden; 
die Regelungen sind überflüssig. Der bisherige Abs. 5 
ist in Art. 92 als Abs. 7 integriert (siehe Änderung § 1 
Nr. 28). 

Art. 125 wird Art. 24a, siehe § 1 Nr. 7. 

Der bisherige Art. 126 wird Art. 121 Abs. 1. 

Der bisherige Art. 127a Abs. 1 kann entfallen, da es 
keine staatlichen Hauptschulen mehr gibt, die übrigen 
Inhalte werden Art. 121 Abs. 2. 

Der bisherige Art. 127b wird Art. 121 Abs. 4. 

Der bisherige Art. 127c wird Art. 121 Abs. 3. 

Der bisherige Art. 128 wird Art. 122. 

Durch die Umstrukturierung des Siebten Teils werden 
weniger Artikel benötigt, so dass Artikel aufgehoben 
werden können (siehe Änderung § 1 Nr. 29 und 30). 

 

Zu § 2 BaySchFG: 

 

§ 2 Nrn. 1 und 5 (Art. 61): 

Rechtsbereinigung. 

 

§ 2 Nr. 2 (Art. 8): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 10 und 11. 

 

§ 2 Nr. 3 (Art. 10): 

Redaktionelle Anpassung. 

 

§ 2 Nr. 4 (Art. 57): 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 29. 

 

Zu § 3 Inkrafttreten: 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes 
zum Schuljahr 2016/2017. 

Aus Rechtsbereinigungsgründen treten einige Vor-
schriften außer Kraft. 


